Solidarität gegen Polizeieinsätze an der Uni-Frankfurt

Die sich zuspitzende Krise im Ausbildungssektor hat in den vergangenen Wochen bei Studierenden und Schülern zu Demonstrationen und Besetzungen geführt. Hunderttausende gingen in Österreich und in Deutschland auf die Straßen. In Frankfurt besetzten einige hunderte Studierende Räume des Campus Westend. Am Mittwochabend (2.10.) hat die Polizei auf – wie es heißt – Anordnung des Unipräsidenten Müller-Esterl  das besetzte Casino räumen lassen. Dies dürfte nicht ohne Rücksprache oder Veranlassung durch das Innenministerium in Wiesbaden geschehen sein. Auf dem Wege der Amtshilfe taten sich Einheiten der kasernierten Bereitschaftspolizei besonders hervor: Mindestens 5 Studierend mussten wegen Platzwunden oder Knochenbrüchen behandelt werden. Vertreter der Römerfraktion und des Kreisvorstandes der LINKEN waren Zeugen einer Einkesselung von einigen Dutzend Studierenden in der Wolfsgangstraße. Der Einsatzleiter der (schwarz gekleideten und ortsfremden) Bereitschaftspolizei war zufrieden mit dem Einsatz: „Das war doch mal was Neues, aus der Bewegung heraus“, meinte er gegenüber dem Einsatzleiter der Frankfurter Einheit. 
Die mittlere Brutalität des Einsatzes war wohl auch kalkuliert: beides, Schlagstock und Personalienerfassung zielen auf Einschüchterung. Begleitet war die Aktion von einer Medienkampagne gegen „Vandalismus“ der Protestierenden, womit im Wesentlichen Sprühaktionen im Casino gemeint waren. Dazu hat Constantin Wecker bei seinem Auftritt in der Oper sehr richtig gefragt, was der beklagte  „Vandalismus“ der Studierenden im Vergleich zum  Vandalismus der Banken sei.
Protest und Besetzung der Studierenden sind legitimer Ausdruck einer wachsenden Sorge, dass am Ende eine „Bachelor“-Schmalspurstudiums die Arbeitslosigkeit droht. Diese Sorge teilen die Studierenden mit Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und mit Auszubildenden. Der Kreisvorstand unterstützt die Forderungen  des Besetzerplenums und des Frankfurter Astas nach sofortiger Rücknahme der angdrohten Anzeigen wegen Hausfriedensbruchs und nach Rücktritt des Uni-Präsidenten.

DIE LINKE unterstützt die Forderungen der Studierenden nach der Einführung des Masterstudienganges als Regelstudium, nach Abschaffung aller Studiengebühren in Deutschland, die Einführung eines allgemeinen Studienhonorars und die Wiedereinführung der Altersgrenze von 27 für Studierende und Auszubildende beim Kindergeld.

Wenn der Kapitalismus großen Teilen der Studierenden und der Auszubildenden schon keine angemessene Arbeit und Berufsperspektive eröffnen kann, dann müssen zumindest alle Barrieren für ein Masterstudium und andere Fort- und Weitebildung beseitigt werden.

Besser  sich weiterbilden als arbeitslos!

